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Rundschreiben Nr. 17/2009 – Gesellschaftsrecht 
ausgearbeitet von: Dr. Lukas Aichner 
 

Bruneck, 17.09.2009 

 

Verpflichtende Angabe der Gesellschaftsdaten laut Art. 2250 ZGB im Schriftverkehr und 
bei sonstigen Akten 

bei Unterlassung GELDSTRAFEN zwischen € 206 - € 2.065 vorgesehen 
Grundsätzlich sind alle Gesellschaften (Personen– und Kapitalgesellschaften) gemäß Art. 2250 ZGB 
verpflichtet, die Firmendaten der Gesellschaft im Schriftverkehr (Briefen, E-Mail, Fax) und in den Akten 
(Verträgen, Lieferscheine, Rechnungen, Bestellungen etc.) anzuführen.  
Neben der Gesellschaftsbezeichnung, der Steuer- und Mehrwertsteuernummer sind die folgenden 
Daten verpflichtend anzuführen: 

 Sitz der Gesellschaft; 
 Ort des Handelsregisters, in welchem die Gesellschaft eingetragen ist (in der Regel ist dies das 

Handelsregister von Bozen); 
 Eintragungsnummer im Handelsregister (=> Steuernummer der Gesellschaft). 

 
zusätzliche Angaben für Kapitalgesellschaften 

Die Kapitalgesellschaften (Gesellschaft mit beschränkter Haftung „GmbH“ und Aktiengesellschaft „AG“) 
sind weiters verpflichtet, das gezeichnete und das effektiv eingezahlte Gesellschaftskapital 
anzuführen, welches aus der letzten genehmigten Bilanz resultiert. 
Kapitalgesellschaften mit einem einzigen Gesellschafter müssen weiters im Schriftverkehr und in den 
Akten anführen, dass die Gesellschaft von einem alleinigen Gesellschafter kontrolliert wird. 
Die Angabe der Höhe des eingezahlten Gesellschaftskapitals und eines eventuell einzig kontrollierenden 
Gesellschafters ist für Kapitalgesellschaften von größter Bedeutung, zumal sich bei einer Nichtbeachtung 
Probleme bezüglich der beschränkten Haftung ergeben könnten. Die Gesellschaft würde bei 
unterlassener Angabe des alleinigen Gesellschafters nicht mehr nur mit ihrem Gesellschaftskapital 
haften, sondern zusätzlich voll mit dem Vermögen des alleinigen Gesellschafters. 
Weiters verpflichtend anzugeben ist bei kontrollierten Tochtergesellschaften der Namen der 
kontrollierenden Gesellschaft („Unterliegt der Leitung und Koordinierung Art. 2497 ff. ZGB der _______“). 
 

Neuerungen durch EU-Richtlinie 2008  
Mit der Umwandlung der sog. „EU-Richtlinie 2008“ in Gesetz (Nr. 88 vom 07.07.2009) wurden die vom 
ZGB vorgesehenen Bestimmungen bzgl. der Angaben der Gesellschaftsdaten für die Personen- und  
Kapitalgesellschaften verschärft. 
Wird eine der Angaben laut Art. 2250 ZGB unterlassen, so drohen ab 27. Juli 2009 Geldstrafen 
zwischen € 206 bis zu € 2.065 (gilt für Personen- und Kapitalgesellschaften). 
Kapitalgesellschaften sind weiters dazu verpflichtet, die laut Art. 2250 ZGB vorgesehenen Daten auf 
ihrer Homepage (falls vorhanden) anzuführen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Büro Aichner Hartmann 


